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Gemäss Artikel 17 Abs. 1 des Raumplanungs- und Baugeset-
zes (RPBG) legen wir Ihnen den Bericht über den kantonalen 
Richtplan zur Information vor.

Das Verfahren für die Erstellung des kantonalen Richtplans 
sieht vor, dass der Grosse Rat zweimal in den Prozess ein-
greift:

1.	 Er definiert die allgemeine Raumplanungspolitik, indem 
er das kantonale Planungsprogramm beschliesst. Im 
Rahmen der hier behandelten Revision hat der Grosse 
Rat am 2. Februar 2016 ein Dekret verabschiedet, das die 
Grundsätze und Ziele der Raumplanung festlegt. Dieses 
Dekret bildet das kantonale Planungsprogramm.

2.	 Er nimmt Kenntnis von einem Bericht über den kanto-
nalen Richtplan, der ihm zur Information vorgelegt wird. 
Mit dem vorliegenden Bericht wird dieser Anforderung 
entsprochen.

1.	 Dem Grossen Rat vorgelegte Dokumente

Um eine vollständige Kenntnisnahme des Dossiers zu 
ermöglichen, sind diesem Bericht vier Dokumente beigege-
ben. Es sind dies:

>> die erläuternde Broschüre «Kantonaler Richtplan: Ein 
Arbeitsmittel für die Raumplanung des Kantons Frei-
burg», die den Inhalt des Richtplans zusammenfasst und 
Erläuterungen zum Richtplanverfahren liefert. Diese 
Anleitung wurde für die öffentliche Vernehmlassung 
gedruckt und nach deren Abschluss nicht überarbeitet;

>> der Entwurf des kantonalen Richtplans, der im 
Anschluss an die öffentliche Vernehmlassung überarbei-
tet wurde. Die Änderungen, die im Anschluss an die 
Vernehmlassung vorgenommen wurden, sind hervorge-
hoben: Der Text, der hinzugefügt wurde, ist grün unter-
legt und die gestrichenen Stellen sind durchgestrichen;



16

16 22 décembre 2011

>> der Vernehmlassungsbericht, ein im Anschluss an 
die öffentliche Vernehmlassung verfasstes Dokument. 
Dieser Bericht führt sämtliche Bemerkungen, die 
anlässlich der öffentlichen Vernehmlassung formuliert 
wurden, und die Antworten des Staatsrates auf;

>> der Kompass21-Bericht über die Auswirkungen des kan-
tonalen Richtplans auf die nachhaltige Entwicklung.

2.	 Chronologie der Arbeiten

Die Arbeiten für die Gesamtrevision des kantonalen Richt-
plans wurden Ende 2014 in Angriff genommen.

Sie erfolgten in zwei getrennten Etappen:

a.	 Ausarbeitung des kantonalen Planungsprogramms 
(Aufzählung und Beschreibung der allgemeinen 
Grundsätze und der Ziele für die Raumplanung);

b.	 Ausarbeitung des kantonalen Richtplans (Umsetzung 
der allgemeinen Grundsätze und der Ziele).

Die nachstehende Graphik fasst die bereits erfolgten und die noch bevorstehenden Schritte der Revisionsarbeiten zusammen.
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3.	 Dekret vom 2. Februar 2016

Der Richtplan stützt sich auf die in Artikel 1 und 3 des Bun-
desgesetzes über die Raumplanung (RPG) formulierten Ziele 
und Grundsätze der Raumplanung.

Die allgemeinen Grundsätze und Ziele des kantonalen Pla-
nungsprogramms flossen ebenfalls in den Richtplan. Der 
Grosse Rat hat das Programm in seiner Session von Februar 
2016 per Dekret angenommen.

Die wichtigsten Grundsätze des kantonalen Richtplans lau-
ten:

1.	 den Zusammenhalt und eine nachhaltige Entwicklung 
für den gesamten Kanton sicherstellen;

2.	 die Vernetzung der Zentren untereinander sowie die 
Vernetzung der Zentren mit dem übrigen Gebiet stärken;

3.	 die bestehenden Infrastrukturen bestmöglich nutzen, 
bevor sie ergänzt oder angepasst werden;

4.	 Überlegungen für eine grenzüberschreitende Raum
planung anstellen;

5.	 die Präsenz des Kantons auf nationaler und internatio-
naler Ebene stärken;

6.	 ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Beschäfti-
gungs- und Wohnungsentwicklung sicherstellen.

4.	 Neue Bestimmungen des Bundes

Die neuen Bestimmungen des Bundes vom 1. Mai 2014 bil-
den ein neues Paradigma, dem sich der Richtplan zwingend 
unterordnen muss. Es geht aufgrund der Änderungen in 
Artikel 1 des RPG namentlich darum, genau festzulegen, wie 
der Kanton unter Sicherstellung einer angemessenen Wohn-
qualität die Siedlungsentwicklung nach innen lenken will. 
Des Weiteren sollen die räumlichen Voraussetzungen für die 
Wirtschaft geschaffen bzw. bewahrt werden.

Laut Bundesrecht muss im Richtplan auch eine Strategie fest-
gelegt werden, die für die Regional- und Ortsplanungen kon-
krete Vorgaben für die Siedlungen macht; diese sind nach 
den Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer 
Ausdehnung zu begrenzen. Es geht auch darum, die Grund-
sätze gemäss Artikel 3 des Bundesgesetzes umzusetzen, laut 
denen Wohn- und Arbeitsgebiete einander zweckmässig 
zugeordnet werden und schwergewichtig an Orten geplant 
werden, die auch mit dem öffentlichen Verkehr angemessen 
erschlossen sind. Bei der Verdichtung der Bauzonen werden 
Massnahmen zur besseren Nutzung der brachliegenden oder 
ungenügend genutzten Flächen in Bauzonen und der Mög-
lichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsfläche erwartet.

Der Mindestinhalt des Richtplans im Bereich Siedlung ist 
seit 2014 ebenfalls genauer definiert. Deshalb muss in der 
Planung festgelegt werden, wie gross die Siedlungsfläche ins-
gesamt sein soll, wie sie im Kanton verteilt sein soll und wie 
ihre Erweiterung regional abgestimmt wird.

Eine wichtige Neuerung im Bundesrecht bildet auch die Vor-
schrift, wonach Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen 
auf Raum und Umwelt einer Grundlage im Richtplan bedür-
fen, bevor sie auf lokaler Ebene geplant werden können (Ein-
zonung und Baubewilligung).

Aufgrund der Übergangsbestimmungen des Bundesrechts 
muss der Kanton spätestens bis Ende September 2018 beim 
Bund einen beschlossenen Richtplan einreichen. Es geht 
darum, vor dem 1. Mai 2019 eine Genehmigung des Bun-
des zu erhalten, wenn der Kanton vermeiden will, dass die 
Gesamtfläche seiner Bauzonen eingefroren wird. Der Bund 
prüft im Detail, ob die neue Ausrichtung, die namentlich bei 
der Verwaltung der Siedlungsfläche erwartet wird, berück-
sichtigt wurde.

5.	 Rolle des kantonalen Richtplans

Der kantonale Richtplan ist für den Kanton das Hauptdoku-
ment der Raumplanung und sein wichtigstes Planungsins-
trument. Seine Bedeutung wurde im Rahmen der Änderun-
gen des RPG noch verstärkt.

Der Richtplan definiert die künftige räumliche Entwicklung 
des Kantons, koordiniert sämtliche raumwirksamen Aktivi-
täten und gibt diesen Aktivitäten eine nachhaltige Ausrich-
tung. Sein Geltungsbereich erstreckt sich über einen Zeitab-
schnitt von 10 bis 15 Jahren, wobei – unter Berücksichtigung 
der sich rasant ändernden Rahmenbedingungen – dem Prin-
zip der rollenden Planung (flexible Anpassung an neue Rah-
menbedingungen) Rechnung getragen wird.

Der Richtplan enthält die Ziele und Grundsätze der kanto-
nalen Raumplanungspolitik. Er legt die Studien fest, die für 
eine künftige Entscheidungsfindung noch durchzuführen 
sind. Schliesslich bildet er eine Entscheidungshilfe für Pro-
jekte und Planungen. Für die Regionen und Gemeinden gibt 
er die Richtung der vom Kanton gewünschten räumlichen 
Entwicklung an.

Der Richtplan stützt sich auf kantonale Studien, Sachpläne 
und Inventare sowie auf die in Sachen Raumplanung erwor-
benen praktischen Erfahrungswerte.

6.	 Besonderheiten des neuen kantonalen 
Richtplans

Bei der Erstellung des neuen kantonalen Richtplans wurden 
die Richtlinien, die der Bund in seinem Leitfaden für die 
Richtplanung vorgibt, so gut wie möglich eingehalten.

Die wichtigsten Neuerungen sind:

>> Ausarbeitung eines strategischen Teils, mit dem die 
wichtigsten Schwerpunkte der gewünschten räumlichen 
Entwicklung verstanden werden können;
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>> Festlegung eines Raums für die Siedlungsentwicklung 
auf der Gesamtkarte, welche die Sektoren, in denen Ein-
zonungen auf örtlicher Ebene geprüft werden können, 
vorstellt;

>> Festsetzung einer Typologie, die auf alle bebauten 
Sektoren angewandt wird, um die Prioritäten bei der 
Siedlungsentwicklung zu unterscheiden;

>> Kriterien, um die Verdichtung nach den geeignetsten 
Orten zu lenken;

>> Ausarbeitung von Projektblättern für Vorhaben mit 
gewichtigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt.

7.	 Aufbau des kantonalen Richtplans

Der neue kantonale Richtplan umfasst einen strategischen 
Teil, Texte, Karten und Projektblätter, die zusammen den 
eigentlichen kantonalen Richtplan bilden, sowie einen erläu-
ternden Bericht.

7.1.	 Einführung

Die Einführung enthält einige generelle Elemente zur Art 
und zu den Themen des revidierten kantonalen Richtplans. 
Sie enthält auch das Inhaltsverzeichnis und die Struktur des 
Dokuments und bildet so einen Leitfaden für den Inhalt des 
kantonalen Richtplans.

7.2.	 Strategischer Teil

Der strategische Teil definiert die Raumplanungsstrategie 
des Kantons Freiburg für die kommenden 25 Jahre und somit 
für eine Periode, die über die Gültigkeit des kantonalen 
Richtplans hinausreicht. Er erlaubt zudem die Verknüpfung 
der vom Grossen Rat festgelegten Grundsätze und Ziele mit 
dem Inhalt des kantonalen Richtplans.

7.3.	 Operativer Teil

Dieser Teil besteht aus vier Kapiteln:

>> Siedlung und Ausstattung
>> Mobilität
>> Ländlicher und natürlicher Raum
>> Umwelt

Jedes Kapitel ist in 63 Themen unterteilt. Später können wei-
tere Themen hinzugefügt werden. Die verschiedenen The-
men sind immer nach demselben Schema strukturiert. Die 
Titel der Unterteilungen sehen wie folgt aus:

1.	 Ziele
2.	 Grundsätze
3.	 Umsetzung

7.4.	 Karten

Neben dem Textteil umfasst der Richtplan eine Übersichts-
karte und verschiedene Detailkarten, die direkt in die betref-
fenden Themen integriert sind. Diese Dokumente sind inte-
grierender Bestandteil des Plans, ergänzen den schriftlichen 
Inhalt und situieren den oder die Teile des behandelten The-
mas geografisch.

Die Übersichtskarte ist im Massstab 1:50 000 und entspricht 
damit den Vorgaben des Bundes. Sie veranschaulicht den 
derzeitigen Stand der Raumplanung im Kanton. Obwohl sie 
so vollständig wie möglich sein soll, muss sie sich unweiger-
lich auf die wesentlichen Elemente beschränken.

Die Übersichtskarte wurde gestützt auf das Resultat der 
öffentlichen Vernehmlassung korrigiert. Eine beschränkte 
Auflage wird dem Grossen Rat übermittelt; denn es ist 
namentlich aus finanziellen Gründen nicht möglich, jedem 
Mitglied ein gedrucktes Exemplar abzugeben. Die Karte wird 
nach der Verabschiedung durch den Staatsrat neu gedruckt. 
Auf der Website zum Richtplan kann die Karte, die von der 
Regierung verabschiedet wurde, nach der Übermittlung zur 
Genehmigung an den Bund eingesehen werden.

8.	 Zusammenfassung des Vernehm
lassungsberichts

In der folgenden Zusammenfassung des Vernehmlassungs-
berichts wechseln die Stellungnahmen der Vernehmlas-
sungsadressaten mit den Antworten des Staatsrates ab. Aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und Verständlichkeit sind die 
Antworten des Staatsrates kursiv wiedergegeben.

8.1.	 Zahl der Stellungnahmen

Es haben sich 106 Gemeinden, 13 Gemeindeverbände, der 
Bund, 3 Nachbarkantone, 5 politische Parteien, 27 nicht-
staatliche Vereinigungen, 119 Privatpersonen und 3 Raum-
planungsvereinigungen oder ‑büros geäussert.

8.2.	 Allgemeine Bemerkungen

In der Mehrheit beurteilen die Vernehmlassungsadressaten 
das Dokument als klar verständlich und übersichtlich geglie-
dert. Sie heben die Qualität der Kommunikationsmittel 
(Informationsabende, Broschüre, Website) für die Kenntnis-
nahme des Entwurfs hervor.

Der Bund hebt die bedeutende Arbeit heraus, die der Kan-
ton Freiburg geleistet hat, um seinen Richtplan grundlegend 
zu revidieren. Die verwirklichten Schritte führten zur Ver-
einfachung des jetzigen Dokuments, obwohl der Richtplan 
weiterhin einen grossen Umfang hat. Er begrüsst ausserdem 
die Integration der Projektblätter in den Richtplan; mit dem 
Schritt soll dem Artikel 8 Abs. 2 RPG entsprochen werden.
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In einigen Stellungnahmen wird befürchtet, dass der Kan-
ton zu viele zwingende Planungen für die untergeordneten 
Behörden erstellt.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände möchten, dass 
der Kanton die Erstellung der regionalen Richtpläne und der 
Ortspläne finanziell unterstützt.
Die Möglichkeiten zur finanziellen Unterstützung für die 
regionalen Richtpläne über den Mehrwertfonds sind nunmehr 
im kantonalen Gesetz vorgesehen. Da aber alle Subventionen 
für die Ortsplanung 1991 aufgehoben wurden, ist die Regie-
rung der Meinung, dass es nicht angebracht ist, erneut einen 
solchen Mechanismus für die Ortsplanung, die seit vielen Jah-
ren eine normale Aufgabe der Gemeinden ist, einzuführen.

Mehrere Vernehmlassungsadressaten verlangen, dass der 
Richtplan den Verbänden, den Transportunternehmen und 
den Gesuchstellern für die Baugesuche Aufgaben überträgt 
oder dass die laufenden Aufgaben der Ämter im Richtplan 
aufgelistet werden.
Der Staatsrat weist darauf hin, dass der kantonale Richtplan 
ein Instrument ist, das für die Behörden nicht verbindlich ist. 
Deshalb kann er nur Instanzen, die am Planungsverfahren 
(regionaler Richtplan oder Ortsplanung) beteiligt sind, Aufga-
ben übertragen. Um den Inhalt des Richtplans zu begrenzen, 
wurde beschlossen, die ordentlichen Aufgaben, die ja mehr-
heitlich in den gesetzlichen Grundlagen festgehalten werden, 
nicht mehr im kantonalen Richtplan zu übernehmen.

8.3.	 Folgen des kantonalen Richtplans 
für die Ortsplanung

Mehrere Stellungnahmen stammen von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden, die sich Sorgen machen, weil es nötig 
sein wird, den Ortsplan kurzfristig anzupassen, oder weil die 
laufenden Arbeiten aufgrund des neuen kantonalen Richt-
plans in Frage gestellt werden.
Der Staatsrat ist sich bewusst, dass die Gemeinden nach dem 
Inkrafttreten des neuen kantonalen Raumplanungs- und Bau-
gesetzes (RPBG) 2010 bedeutende Planungsarbeiten unterneh-
men mussten. Nur die Gemeinden, die diese Arbeiten noch 
nicht beendet haben oder die noch nicht über einen Zonennut-
zungsplan gemäss den Bemessungskriterien des kantonalen 
Richtplans von 2004 verfügen, müssen ihre Arbeiten so schnell 
wie möglich fertigstellen. Im neuen kantonalen Richtplan wird 
keine neue Frist für die Anpassung der Ortspläne gegeben. Für 
die Gemeinden, bei denen die Arbeiten im Gang sind, gilt der 
neue kantonale Richtplan, sobald der Staatsrat ihn verabschie-
det hat, für alle Ortspläne, die nach diesem Datum öffentlich 
aufgelegt werden.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände stellen die 
Pflicht, die Ortspläne alle 15 Jahre zu revidieren, für die Ein-
heiten, die nicht die Möglichkeit, ihre Bauzonen zu vergrös
sern, haben, in Frage.

Der Staatsrat weist darauf hin, dass die Revisionspflicht direkt 
aus den Fristen, die von den gesetzlichen Grundlagen des Bun-
des und des Kantons für die periodische Überprüfung aller Bau-
zonen gegeben werden, hervorgeht. Angesichts des materiellen 
Inhalts, der in der Ortsplanung behandelt wird, beschränken 
sich die Revisionsarbeiten ausserdem nicht nur auf die Planung 
der Bauzonenerweiterung. Diese weiteren Gesichtspunkte kön-
nen für die Beurteilung von Baugesuchen von grosser Bedeu-
tung sein. Es ist deshalb wesentlich, einen Ortsplan zu haben, 
der den geltenden gesetzlichen Grundlagen entspricht.

In Stellungnahmen von Gemeindebehörden, machen sich 
diese Sorgen wegen der neuen Anforderungen, die im neuen 
Leitfaden für die Ortsplanung formuliert werden könn-
ten, obwohl diese Veröffentlichung dringend erwartet wird, 
damit die Gemeinden in ihren Arbeiten geleitet werden.
Der Leitfaden für die Ortsplanung umfasst einen Teil, der als 
Weisungen gilt, wie das in den gesetzlichen Grundlagen des 
Kantons ausgeführt wird. Ansonsten ist diese Veröffentlichung 
aber grösstenteils als Empfehlung zu verstehen, und es ist nicht 
möglich, in einem Dokument, das keinem Verfahren folgt, 
Anforderungen festzulegen, die nicht eine formelle Grundlage 
in den gesetzlichen Grundlagen des Bundes und des Kantons 
oder im Richtplan haben.

8.4.	 Bevölkerungsszenario

In mehreren Stellungnahmen, namentlich in solchen von 
Nachbarkantonen, wird der Sorge um den Umfang des ange-
nommenen Bevölkerungswachstums Ausdruck verliehen.
Der Staatsrat hat sich bei der Erstellung des neuen Richtplans 
ganz an die Anforderungen des Bundes gehalten, gemäss denen 
die Bevölkerungsszenarien des Bundesamts für Statistik als 
Richtschnur dienen müssen. Die Wahl des Szenarios hoch, die 
der Grosse Rat im Rahmen des Kantonalplanungsprogramms 
getroffen hat, wurde nicht in Frage gestellt. Selbst wenn das 
vorhergesagte Wachstum bis in 25 Jahren nicht ganz eintrifft, 
ist es wichtig, zu wissen, wie dieses Wachstum auf dem Kan-
tonsgebiet bewältigt wird. Der Bund war der Meinung, dass 
der Kanton mit den Bemessungskriterien, die für mögliche 
Siedlungszonen vorgeschlagen werden, mit der Forderung von 
Studien über die Verdichtung und mit dem Rahmen für neue 
Einzonungen (Index 1 und Typologie der Bauten) einen Rah-
men vorschlägt, mit dem das angekündigte Wachstum bewäl-
tigt werden kann.

8.5.	 Siedlungsprioritäten

Mehrere Gemeinden haben darum ersucht, dass der Prio-
ritätstyp für die Siedlungsentwicklung, der ihnen zugeteilt 
wurde, überprüft werde. Es handelt sich im Wesentlichen um 
Gemeinden mit der Siedlungspriorität 4, die verlangen, in die 
Siedlungspriorität 3 zu wechseln.
Auf dem gesamten Gebiet wurden Überprüfungen anhand der 
Bauten durchgeführt, die seit der öffentlichen Vernehmlassung 
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und der Nachführung der Bevölkerungsstatistiken verwirk-
licht wurden. Korrekturen wurden nur angebracht, wenn ein 
Teil des Gemeindegebiets die Schwelle für die Ausnützungs-
dichte (Einwohner und Arbeitsplätze pro Hektare), die für die 
Siedlungspriorität 3 festgelegt wurde, erreicht.

8.6.	 Siedlungsgebiet

Der neue Begriff Siedlungsgebiet rief zahlreiche Reaktionen 
hervor. Einige Vernehmlassungsadressaten (hauptsächlich 
Gemeinden) erachten ihn als zu eng, andere, als zu weit 
gefasst (namentlich Nachbarkantone, Umweltschutzver-
bände). Der Bund ist der Meinung, dass das angegebene 
Gebiet einen Höchstwert darstellt und dass sein Umfang 
angesichts der vorgeschlagenen Bemessungskriterien rela-
tiviert werden muss; die Genehmigung des Bundes gilt nur 
für die maximale Gesamtzahl der geplanten Bauzonenerwei-
terungen, wobei bezifferte Szenarien der möglichen Bauzo-
nenerweiterungen pro 5-Jahresperiode zur Genehmigung 
übermittelt werden müssen. Einige Gemeinden verlangen 
Anpassungen für die Erweiterung der Spezialzonen.
Das Siedlungsgebiet umfasst die Sektoren, in denen Einzo-
nungen in Betracht gezogen werden können. Innerhalb des 
Planungshorizonts des kantonalen Richtplans wird nicht alles 
besiedelt oder eingezont. Er behandelt die Spezialzonen nicht, 
die an besondere Projekte gebunden sind und nur für Projekte 
bewilligt werden können, die nicht innerhalb der Bauzonen 
der Ortschaften verwirklicht werden können. Der Staatsrat 
wird dem Bund die für die Genehmigung verlangten Ergän-
zungen liefern.

Der Bund akzeptiert nicht, dass für die Anpassung von beste-
henden Gebäuden an die Norm Einzonungen ausserhalb des 
Siedlungsgebiets gemacht werden, ohne zu wissen, um wel-
chen Fall es sich handelt und wie gross die Fläche, die an die 
Norm angepasst werden muss, ist. Diese Erweiterungen müs-
sen in der Gesamtfläche der angekündigten Erweiterungen 
enthalten sein.
Der Kanton wird die verlangten Ergänzungen für die Geneh-
migung vornehmen.

Gewisse Gemeinden verlangen, dass das Siedlungsgebiet 
gemäss ihrer laufenden Planung angepasst wird, selbst wenn 
sie diese dem Kanton noch nicht zur Genehmigung übermit-
telt haben.
Das Siedlungsgebiet des Richtplans kann keine Erweiterun-
gen, die nicht vom Kanton genehmigt wurden, übernehmen; 
denn bei der Genehmigung wird eine Untersuchung der beste-
henden öffentlichen Interessen und der Übereinstimmung der 
vorgeschlagenen Erweiterungen mit den neuen Kriterien des 
Bundesgesetzes und des kantonalen Gesetzes durchgeführt. 
Bei einer Regionalplanung sind Anpassungen möglich, wenn 
sie innerhalb der Siedlungsgebiete, die der Region zugeteilt 
wurden, liegen und sofern die Kriterien des Richtplans erfüllt 
werden.

Mehrere Gemeinden sind erstaunt, dass das Siedlungsge-
biet Naturschutzgebiete und Ortsbilder umfasst. Der Bund 
verlangt, dass das Siedlungsgebiet überprüft wird, damit 
bestimmt werden kann, ob höhere öffentliche Interessen in 
gewissen Sektoren berücksichtigt werden müssen.
Das Siedlungsgebiet, das in die öffentliche Vernehmlassung 
gegeben wurde, berücksichtigt Schutzbestimmungen (Natur, 
Landschaft, Ortsbild usw.) nicht, die manchmal sehr restriktiv 
sind, was die Möglichkeit, in gewissen geschützten Sektoren zu 
bauen, anbelangt. Entsprechend wurden Korrekturen ange-
bracht; denn auf der Grundlage der geltenden Schutzmass-
nahmen konnten Einzonungen nicht ins Auge gefasst werden.

8.7.	 Bemessungskriterien

Der Bund verlangt, dass der Kanton ihm bezifferte Szena-
rien liefert und so den Nachweis erbringt, dass die Bauzonen 
nach 15 Jahren angesichts der vorgeschlagenen Bemessungs-
kriterien die Gesamtzahl, die in den technischen Weisungen 
gegeben wird, nicht überschreiten. Der Kanton muss auch 
eine Schätzung der unbebauten Flächen in den rechtskräftig 
ausgeschiedenen Bauzonen pro Gemeinde liefern, damit eine 
Genehmigung ins Auge gefasst werden kann.
Die gewünschten Daten werden übermittelt.

Der Bund verlangt, dass die Zahl der Bauzonenerweiterung 
über 15 Jahre in den Sektoren mit Priorität 4 auf 2 beschränkt 
wird, damit die bessere Verteilung der Zunahme auf die vier 
Siedlungsprioritäten sichergestellt wird. Es handelt sich um 
eine Voraussetzung für die Genehmigung.
Diese Ergänzung wird gemacht.

Die Gemeinden, insbesondere in der Priorität 4, sind der 
Ansicht, dass die Bemessungskriterien zu restriktiv sind und 
gelockert werden müssten.
Angesichts der Anforderungen des Bundes für die Genehmi-
gung werden die Bemessungskriterien nicht gelockert.

In mehreren Stellungnahmen wird verlangt, dass das Poten-
zial der Bauzonenerweiterung in einer Gemeinde, die meh-
rere Prioritäten umfasst, in einem Sektor zusammengefasst 
werden kann.
Der Vorschlag wurde berücksichtigt, wobei darauf hingewie-
sen wird, dass die Erweiterung in einem oder mehreren Sek-
toren mit der höchsten Siedlungspriorität zusammengefasst 
werden muss.

8.8.	 Verdichtung

Der Bund ist der Meinung, dass der vorgeschriebene Index 1 
für neue Einzonungen und die Anforderungen bei der Studie 
über die Verdichtung der rechtskräftig ausgeschiedenen Bau-
zonen vor jeder Erweiterung geeignete Massnahmen darstel-
len, damit die kantonale Strategie die neuen Grundsätze des 
Bundesrechts beachtet. Mehrere Gemeinden und Gemeinde-
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verbände verlangen, dass die Forderung nach dem Index 1 
gesenkt oder auf dem Gebiet differenziert wird.
Angesichts der Beurteilung des Bundes wird diese Anforde-
rung aufrechterhalten. Es scheint, dass einige Gemeinden der 
Meinung waren, dass der angegebene Index für alle Bauzonen, 
auch für die bereits rechtskräftig ausgeschiedenen, gelte. Es 
handelt sich offensichtlich um ein Missverständnis. Der Min-
destindex 1 gilt nur für die neuen Einzonungen.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände verlangen, 
dass die groben Ausrichtungen der Verdichtungsstudien im 
Text des Richtplans stehen, so wie das im Gegensatz zur ein-
geschränkten Vernehmlassung von April bis Mai 2018 bei 
der öffentlichen Vernehmlassung geplant war.
Dieser Inhalt wird beibehalten.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände wünschen, 
dass der Kanton die Erstellung der Verdichtungsstudien 
finanziell unterstützt.
Die Finanzierung ist in den gesetzlichen Bestimmungen über 
den Mehrwertfonds vorgesehen.

Nach der eingeschränkten Vernehmlassung verlangen meh-
rere Gemeinden und Gemeindeverbände, dass die Verdich-
tung in Sektoren, die bei der Erschliessung mit öffentlichem 
Verkehr ein Qualitätsniveau C oder ein gutes Qualitätsniveau 
bei der Erschliessung durch den Langsamverkehr erreichen, 
möglich sei. 
Der kantonale Richtplan wurde angepasst, wobei die vorgän-
gigen Kriterien dafür, dass eine Erschliessung durch den Lang-
samverkehr als gut beurteilt werden kann, genauer festgelegt 
werden.

Der Bund unterstützt die Wahl des Erschliessungsniveaus C 
für die Verdichtung, wünscht aber nicht, dass diese Wahl die 
Grundlage für Gesuche um ein besseres Angebot des öffent-
lichen Verkehrs auf dem Eisenbahnnetz bildet, weil solche 
Gesuche Folgen für die Bundesfinanzen haben könnten.
Der Kanton ist der Meinung, dass der Grundsatz in erster 
Linie auf die Verdichtung der Sektoren, wo das Eisenbahn-
angebot vorhanden ist, abzielt. Er ist sich bewusst, dass die 
Verbesserung des Eisenbahnangebots in den Instrumenten 
des Bundes und nicht im kantonalen Richtplan geplant wird. 
Gleichzeitig weist er darauf hin, dass es bei einem erwarte-
ten Bevölkerungswachstum von 50% fahrlässig wäre, keinen 
entsprechenden Ausbau des öffentlichen Verkehrsangebots, 
namentlich auf der Schiene, zu planen.

8.9.	 Baupflicht

Mehrere Gemeinden verlangen, dass der Kanton ihnen Mit-
tel zur Verfügung stellt, mit denen sie die Baulandhortung in 
rechtskräftig ausgeschiedenen Bauzonen wirksam bekämp-
fen können, namentlich wegen der sehr strengen Kriterien 
für die Bemessung der Bauzonen. Der Bund verlangt, dass 
der Inhalt des Richtplans mit den Mitteln kompatibel ist, die 

der Kanton geplant hat, um die rechtliche Verfügbarkeit der 
Bauzonen sicherzustellen und die Baupflicht, wie sie im Bun-
desrecht definiert wird, zu verwirklichen; diese Anforderun-
gen muss für die Genehmigung des kantonalen Richtplans 
erfüllt werden.
Der Staatsrat hat den Inhalt des Richtplans ergänzt und in 
diesem Punkt das Ergebnis der Debatten im Grossen Rat über 
die Änderungen des kantonalen Gesetzes berücksichtigt.

8.10.	Arbeitszonen

Der Bund nimmt zur Kenntnis, dass der Kanton der Meinung 
ist, dass er 400 Hektaren verfügbarer Flächen in Arbeitszonen 
für die Bebauung in einem zeitlichen Horizont von 15 Jahren 
braucht und dass diese Zahl den Arbeitszonen, die für die 
Bebauung in den derzeit rechtskräftig ausgeschiedenen Flä-
chen zur Verfügung stehen, entspricht. Er weist darauf hin, 
dass in der Raumplanung die Berechnungen üblicherweise 
auf der Grundlage der nicht bebauten Flächen angestellt wer-
den und dass diese nicht bebauten, rechtskräftig ausgeschie-
denen Flächen nach seiner eigenen Statistik im Kanton Frei-
burg in der Grössenordnung von 600 bis 700 Hektaren liegen. 
Er nimmt an, dass der Kanton die Betriebsreserven nicht 
berücksichtigt hat. Da der Kanton eine Strategie zur Stabi-
lisierung der Ausdehnung der Arbeitszonen bis in 15 Jahren 
verfolgt, akzeptiert er diese Abweichungen bei den angegebe-
nen Zahlen aufgrund der verschiedenen Diagnosemethoden. 
Er verlangt aber, dass der Kanton eine Anzahl Arbeitsplätze, 
die er im zeitlichen Horizont von 15  Jahren erreichen will, 
festlegt, damit er den Richtlinien des Bundes für die kanto-
nalen Richtpläne entspricht.
Die Zahl der im zeitlichen Horizont von 15 Jahren erwarteten 
Arbeitsplätze wird festgelegt.

Der Bund unterstützt den Grundsatz des Ausgleichs durch 
Auszonung oder Nutzungsänderung von schlecht gelegenen 
Arbeitszonen für die Erweiterung der Arbeitszonen während 
der kommenden 15 Jahre. Er weist darauf hin, dass der Inhalt 
der regionalen Richtpläne eindeutig genug sein muss, damit 
die derzeitige Gesamtausdehnung der Arbeitszonen nicht 
vergrössert werden kann.
Der Inhalt des Richtplans scheint diesem Ersuchen zu ent-
sprechen. In den Leitfäden, die der Kanton für die Orts- und 
Regionalplanung erstellt hat, werden detailliertere technische 
Hinweise zu den Modalitäten, die bei der unteren Planung 
angewendet werden müssen, gegeben.

Der Bund ist gegen die Schaffung einer nicht quantifizierten 
kantonalen Arbeitszonenreserve, deren Herkunft nicht fest-
gelegt wird. Er ist der Meinung, dass der Grundsatz, wonach 
der Kanton nicht den Bemessungskriterien der Arbeitszo-
nen für kantonale Projekte unterstellt ist, nicht dem Bun-
desrecht entspricht, und er verdächtigt den Kanton, dass er 
die Arbeitszonen überdimensionieren will. Der vorgeschla-
gene Inhalt für die Arbeitszonen kann vom Bundesrat nicht 
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genehmigt werden, solange diese Gesichtspunkte nicht den 
Anforderungen des Bundesrechts genügen.
Im kantonalen Richtplan wird darauf hingewiesen, dass die 
kantonale Reserve aus 40 Hektaren überdimensionierter 
Arbeitszonen, die der Kanton derzeit umfasst, gebildet wird 
und diese Reserve je nach Auszonungsmassnahmen alimen-
tiert wird. Laut COPIL sollen jedoch die Reserven, die aus 
Auszonungen stammen und nicht die Bauzonenredimensio-
nierung betreffen, zu den Reserven der betroffenen Region und 
nicht zu denen des Kantons hinzugezählt werden. Der Grund-
satz, wonach die kantonalen Projekte nicht den Bemessungs-
kriterien unterstellt sind, wird aufgehoben.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsadressaten unterstützt 
die Variante, bei der die Verwaltung der Arbeitszonen den 
Regionen übertragen wird.
Das Thema wurde entsprechend angepasst.

Mehrere Gemeinden verlangen, dass die Typologie ihrer 
Arbeitszonen überprüft wird (Überführung in die kantona-
len Arbeitszonen) oder dass diese als regionale Arbeitszonen 
anerkannt werden.
Es wurden systematisch Kontrollen für alle Anerkennungs-
gesuche durchgeführt, und keine der vorgeschlagenen Zonen 
erfüllt alle Zugehörigkeitskriterien. Für die regionalen 
Arbeitszonen schreibt das vorgeschlagene Verfahren vor, dass 
es an den Regionen ist, solche Zonentypen in einem regionalen 
Richtplan festzusetzen.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände verlangten, dass 
die Frist für die Festlegung der regionalen Zonen und der Sek-
toren, in denen die Einteilung in die Arbeitszone studiert wer-
den kann, mehr als 2 Jahre (Frist gemäss der Version in der 
öffentlichen Vernehmlassung) oder 5 Jahre und nicht 3 Jahre 
(Frist gemäss der eingeschränkten Vernehmlassung) beträgt.
Die Arbeiten müssen von den Regionen sobald wie möglich in 
Angriff genommen werden; denn es ist wesentlich, der Wirt-
schaft klare Bedingungen für ihr Weiterbestehen und ihre Ent-
wicklung zu geben. Die Frist muss also kurz sein. Die meisten 
Regionen haben ihre Überlegungen bereits begonnen. Somit 
wird vorgeschlagen, die First von 3 Jahren beizubehalten (diese 
Frist gilt für die Eröffnung der öffentlichen Vernehmlassung 
für den regionalen Richtplan). Die Frist von 3 Jahren wird bei-
behalten.

Mehrere Gemeinden und Gemeindeverbände sind der Mei-
nung, dass die vorgeschlagenen Grundsätze, welche die 
Erweiterung von Zonen dritter Kategorie (übrige Zonen) von 
der gleichzeitigen Einreichung eines Baugesuchs abhängig 
machen, unrealistisch sind.
Die Einteilung in die Arbeitszone, die mit einem Baugesuch 
koordiniert wird, ist bei dringenden Projekten (wie Nespresso 
in Romont) zur Zufriedenheit der verschiedenen Akteure seit 
mehreren Jahren gängige Praxis. Der Grundsatz ist also nicht 
unrealistisch.

Die Gemeinden, die von strategischen Sektoren im städti-
schen Umfeld betroffen sind, verlangen, dass die formulier-
ten Anforderungen überprüft werden und dass in diesen 
Sektoren eine gewisse Durchmischung möglich ist.
Die Bemerkung ist stichhaltig; im Thema und in den betreffen-
den Projektblättern wurden Anpassungen vorgenommen.

8.11.	Wohnungen

Der Bund ersucht den Kanton, seinen Richtplan mit dem 
Thema Wohnungen zu ergänzen; denn mehrere Bezirke des 
Kantons Freiburg zeichnen sich durch eine angespannte 
Situation im Wohnungsmarkt aus. Zwischen 2013 und 2017 
wiesen die Bezirke Greyerz, Saane und Sense eine durch-
schnittliche Leerstandsquote von fast 1% und der Vivisbach-
bezirk eine durchschnittliche Leerstandsquote von 0,6% auf. 
Der Bedarf an Massnahmen im Interesse von erschwingli-
chem Wohnraum ist im Kanton daher ausgewiesen, und 
zwar nicht nur in den Gemeinden, die von einem erhöhten 
Zweitwohnungsanteil betroffen sind. Der Kanton wird aus 
diesem Grund ersucht, den kantonalen Richtplan zu ergän-
zen und dabei zu erklären, welche Ziele und Massnahmen 
ein Wohnungsangebot, das den verschiedenen Bedürfnissen 
entspricht, und insbesondere den Bau von erschwinglichem 
Wohnraum für Familien und ältere Personen sicherstellen. 
Die Handlungsziele richten sich auf die am meisten von 
dieser Problematik betroffenen Regionen und darauf, das 
Verständnis dafür auf gemeindeübergreifender Ebene zu för-
dern und die Projekte der Gemeinden, Agglomerationen und 
Regionen zu unterstützen.
Nach einem parlamentarischen Vorstoss über die Notwendig-
keit eines kantonalen Wohnungsgesetzes sind der Staatsrat 
und der Grosse Rat kürzlich zum Schluss gelangt, dass die 
derzeitigen Bestimmungen in diesem Bereich genügen. Da der 
kantonale Richtplan in die Zuständigkeit des Staatsrats und 
nicht des Grossen Rats fällt, ist es nicht Sache des kantonalen 
Richtplans, eine Strategie über die Frage des Wohnraums aus-
zuarbeiten. Eine Beobachtung des Wohnraums ist hingegen 
im Gang. Auf der Grundlage der Ergebnisse wird der Staatsrat 
prüfen, ob er dem Grossen Rat eine Massnahme vorschlägt. 
Gegebenenfalls wird der kantonale Richtplan ergänzt.

8.12.	Energie

Mehrere Gemeinden mit prioritären Windenergie-Stand-
orten, einige Umweltschutzorganisationen, eine politische 
Partei und rund hundert Privatpersonen stellen das Wind-
kraftkonzept, die verwendete Methode und die gewählten 
Standorte in Frage. Der Bund verlangt, dass die Grundsätze 
übernommen werden, die er für Kleinwindanlagen festgelegt 
hat; die Vorschläge des Kantons erscheinen zu flexibel.
Der Kanton hält an den Ergebnissen der Planung mit Berück-
sichtigung der Ziele der Energiestrategie und des Anteils, den 
die Windenergie zukünftig erreichen soll, fest. Das Windkraft-
konzept wurde ausgearbeitet, indem möglichst viele Kriterien 
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miteinbezogen und die Überprüfungen, die auf kantonaler 
Ebene möglich sind, durchgeführt wurden. Die gewählten 
Standorte sind Sektoren, in denen Windparks geprüft werden 
können. Die Gemeinden sind derzeit nicht verpflichtet, eine 
Einzonung vorzunehmen. Einige Grundlagen werden erst zu 
einem späteren Zeitpunkt vom Kanton oder von Projektträgern 
erstellt. Für die Kleinwindanlagen wird das Thema ergänzt.

Der Bund verlangt, dass die Liste mit den geschützten Objek-
ten, auf denen Photovoltaikanlagen nicht installiert werden 
können, gemäss den Vorgaben des Bundes in den kantonalen 
Richtplan integriert wird.
Es handelt sich tatsächlich um ein Versehen. Die Liste wurde 
durch eine Verordnung des Staatsrats vorläufig festgesetzt. 
Eine Ergänzung wird vorgenommen.

Mehrere Vernehmlassungsadressaten wollen nicht, dass der 
Kanton die Erstellung von Erdsonden im Namen des Gewäs-
serschutzes erschwert.
Der Kanton hat diese Sachverhalte kürzlich klarer formuliert.

8.13.	Tourismus

Einige Gemeinden wünschen, vom Kanton als kantonaler 
Tourismusschwerpunkt anerkannt zu werden. Die Gemeinde 
Cheyres-Châbles beantragt, in den Tourismusschwerpunkt 
von Estavayer integriert zu werden.
Im Bereich Tourismus sind derzeit Arbeiten auf kantona-
ler Ebene im Gang. Anpassungen werden auf Grundlage der 
Ergebnisse vorgeschlagen. Der Staatsrat weist jedoch darauf 
hin, dass eine finanzielle Unterstützung über den Tourismus-
fonds für Projekte ausserhalb der kantonalen Tourismus-
schwerpunkte möglich ist. Für die Gemeinde Cheyres-Châbles 
wird die Korrektur vorgenommen, da sie die Problematik des 
Seeufers mit Estavayer teilt.

Mehrere Vernehmlassungsadressaten verlangen, dass für die 
Tourismusschwerpunkte eine bessere Anbindung an den 
öffentlichen Verkehr sichergestellt wird.
Die Anbindung an den öffentlichen Verkehr wird ‒ insbeson-
dere aus finanziellen Gründen ‒ durch die Nachfrage bestimmt. 
Die Tourismusschwerpunkte werden jedoch bei den Bestellun-
gen von Angeboten im öffentlichen Verkehr durch den Kanton 
berücksichtigt.

Einige Vernehmlassungsadressaten wünschen, dass Einrich-
tungen und Anlagen für Freizeit und Tourismus nur in Tou-
rismusschwerpunkten möglich sind, um Lebensräume und 
Landschaften zu schützen; andere Vernehmlassungsadres-
saten wiederum möchten, dass Einrichtungen und Anlagen 
für Freizeit und Tourismus ausserhalb der Tourismusschwer-
punkte möglich sind.
Die vorgeschlagenen Grundsätze werden nicht geändert, aber 
es ist klar, dass Bauten mit einer gewissen Bedeutung vor allem 
zur Förderung der Attraktivität von kantonalen und regiona-
len Tourismusschwerpunkten beitragen sollen.

Eine politische Partei und mehrere Vernehmlassungsadres-
saten verlangen, dass der kantonale Richtplan Orientierun-
gen zur Aufwertung der Seeufer gibt.
Der kantonale Richtplan wurde nach der öffentlichen Ver-
nehmlassung mit einem neuen Thema ergänzt, das die Absich-
ten des Kantons, Überlegungen dazu anzustellen, ankündigt. 
Diese Änderung ist Teil der Unterlagen zur eingeschränkten 
Vernehmlassung.

8.14.	Zweitwohnungen

Der Bund begrüsst den vom Kanton vorgeschlagenen Inhalt. 
Mehrere Vernehmlassungsadressaten wünschen, dass die 
ortsbildprägenden Bauten auf die Kategorien B und C des 
Verzeichnisses der Kulturgüter ausgeweitet werden und nicht 
nur auf den Wert A, oder dass eine spezifische Erfassung 
durchgeführt wird.
Der Begriff der ortsbildprägenden Bauten gehört zur Ter-
minologie der Kulturgüter. Es ist nicht vorgesehen, für die 
Zweitwohnungen eine spezielle kantonale Erfassung durchzu-
führen. Um hingegen eine Analogie mit den schützenswerten 
Gebäuden ausserhalb der Bauzone zu formulieren, wird der 
Begriff der ortsbildprägenden Bauten um die Gebäude B des 
Verzeichnisses der Kulturgüter erweitert.

8.15.	Mobilität

Zahlreiche Gemeinden verlangen, dass der Kanton nament-
lich aufgrund der im kantonalen Recht definierten Vorgaben 
für die Erweiterung einer Bauzone ihre Erschliessung durch 
den öffentlichen Verkehr verbessert.
Im Bereich des öffentlichen Verkehrs wird das Angebot durch 
die Nachfrage oder potenzielle Nachfrage bestimmt. Der Kan-
ton stellt sicher, dass eine Mindesterschliessung auf dem gan-
zen Gebiet gewährleistet wird, aber eine zusätzliche Angebots-
steigerung stützt sich aus Kostengründen auf die tatsächliche 
Nutzung.

Einige Vernehmlassungsadressaten sind der Ansicht, dass 
an den Stand der Erschliessung im Zusammenhang mit der 
Siedlungsentwicklung (neue Einzonungen, strategische Sek-
toren, Tourismusschwerpunkte, Siedlungsverdichtung usw.) 
zu wenig hohe Anforderungen gestellt werden; andere finden 
die Kriterien seien zu streng.
Die Notwendigkeit, Anforderungen an die Erschliessung durch 
den öffentlichen Verkehr für die Siedlungsentwicklung zu 
stellen, ergibt sich aus den rechtlichen Grundlagen von Bund 
und Kanton. Der Staatsrat ist der Ansicht, dass der definierte 
Stand einem Kanton mit den gegenwärtigen Raummerkmalen 
entspricht.

Einige Agglomerationsgemeinden und Raumplanungsfach-
leute wünschen, dass sich der Kanton im kantonalen Richt-
plan verpflichtet, automatische Veloverleihsysteme zu finan-
zieren.
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Der Kanton sprach sich für einen Aufbau dieser Veloverleih-
systeme in den Agglomerationen aus. Die Festlegung finanziel-
ler Massnahmen ist nicht Gegenstand des kantonalen Richt-
plans, sondern des kantonalen Rechts. Dieser Punkt wird nicht 
hinzugefügt.

Eine Gemeinde ist erstaunt, dass der kantonale Richtplan im 
Kapitel Mobilität die Entwicklung von Elektrofahrzeugen 
nicht berücksichtigt.
Der kantonale Richtplan befasst sich mit den Grundsätzen 
und Massnahmen, die Auswirkungen auf die Planungsins-
trumente für die lokale und regionale Ebene haben. Elektro-
fahrzeuge sind Transportmittel, die einen vergleichbaren Stel-
lenwert wie traditionellere, brennstoffbetriebene Fahrzeuge 
haben, und sie erfordern keine besondere Behandlung in den 
Raumplanungsinstrumenten.

8.16.	Bauerbe

Mehrere Gemeinden stellen das Inventar schützenswerter 
Ortsbilder (ISOS) und seinen Ansatz in Frage. In anderen 
Stellungnahmen wird darauf hingewiesen, dass das ISOS ein 
gutes Instrument ist und dass der Kanton eine umsichtige 
Anwendung befürwortet.
Das ISOS ist ein Bundesinventar. Der Bund ist für seine Aktu-
alisierung und Entwicklung zuständig. Fehlt eine kantonale 
Erfassung, nutzt der Kanton die Erhebung auf Bundesebene, 
um die regionalen und lokalen Ortsbilder zu berücksichtigen. 
In diesen beiden Fällen ist der kantonale Auslegungsspielraum 
aber grösser.

Mehrere Gemeinden sind der Ansicht, dass die Gemeinde-
behörden vor der Eintragung in das ISOS angehört werden 
müssten.
Der Kanton präzisiert, dass das ISOS vom Bund weit vor dem 
Entwurf des kantonalen Richtplans erstellt wurde. Der Bund 
hat im Rahmen der Ausarbeitung des ISOS eine Vernehmlas-
sung durchgeführt.

8.17.	Fruchtfolgefläche

Der Bund und mehrere Vernehmlassungsadressaten sind 
der Meinung, dass das Siedlungsgebiet nur eine Grundlage 
ist, um die Verminderung von Fruchtfolgeflächen zu bestim-
men, die als wichtig für den Kanton erachtet wird (bundes-
rechtliche Kriterien), aber dass der tatsächliche Nachweis 
einer gerechtfertigten Verminderung in die Zuständigkeit 
der Ortsplanung fällt. Mehrere Gemeinden fordern, dass der 
Nachweis der kantonalen Bedeutung von Einzonungen im 
Siedlungsgebiet auf FFF nicht mehr in der Planung auf loka-
ler Ebene erbracht wird.
Der kantonale Richtplan wird vervollständigt, um klarzu-
stellen, dass das Siedlungsgebiet nur eine Grundlage für die 
Begründung darstellt und der Nachweis einer notwenigen Ver-

minderung im erläuternden Bericht der Ortsplanung erbracht 
werden muss.

Gemäss den neuen internen Weisungen der Bundesverwal-
tung beabsichtigen die Bundesämter, bei der Verminderung 
von FFF für Bundesprojekte zu einem Fonds für die Verbes-
serung von beeinträchtigtem landwirtschaftlichem Boden 
beizutragen, wenn Ausgleichsmassnahmen nicht möglich 
sind.
Das ist ein interessanter Ansatz. Ein Grundsatz wird dem Text 
des Richtplans hinzugefügt, um mit den zuständigen Bundes-
behörden die Modalitäten der Umsetzung dieses Vorschlags 
prüfen zu können.

8.18.	Bauten ausserhalb der Bauzone

Zahlreiche Vernehmlassungsadressaten verlangen eine 
Lockerung der Bestimmungen für Bauten ausserhalb der 
Bauzone, um brachliegende oder ungenügend genutzte Volu-
men besser nutzen zu können.
Die gesetzlichen Bestimmungen über Bauten ausserhalb der 
Bauzone werden ausschliesslich im Bundesrecht geregelt. Der 
Kanton verfügt in diesem Bereich über keinen Handlungs-
spielraum. Ein Entwurf zur Änderung des Bundesgesetzes 
dazu wird ausgearbeitet (Revision des Raumplanungsgesetzes, 
zweite Etappe).

8.19.	Weiler ausserhalb der Bauzone

Mehrere Gemeinden fordern, dass die Kriterien des Richt-
plans gelockert werden, damit die Bestimmungen auf mehr 
Gebäude als gegenwärtig angewendet werden können. Der 
Bund verlangt, den Geltungsbereich einzuschränken, indem 
namentlich der maximale Gebäudeabstand auf 20 oder 
30 Meter anstatt 50 Meter festgesetzt wird.
Das Thema ist eine Umsetzung der Bestimmungen des Bundes-
rechts. Der Bundesrat hat sie 1995 ausgearbeitet und geneh-
migt. Diese Genehmigung wurde 2004 für ein gleiches Thema 
bestätigt. Das vorgeschlagene Thema wurde unverändert von 
den zwei vorhergehend genehmigten Texten übernommen. 
Das Bundesrecht wurde nicht geändert. Die Änderung der Kri-
terien würde die seit 20 Jahren genehmigten Sektoren in Frage 
stellen. Der Staatsrat vertritt die Meinung, dass der gegenwär-
tige Wortlaut dieses Themas beibehalten werden sollte.

8.20.	Alpbetriebe

Der Bund äussert Vorbehalte zu dieser Thematik, die der 
Kanton schon 2004 vorgeschlagen hatte und auf die er nicht 
eingetreten ist. Er könnte seine Position nur dann revidieren, 
wenn der Kanton die Landschaften oder eine Verbindung 
zwischen den Anlagen und der Landschaft als wichtig erach-
tet. Diese Neubeurteilung müsste auf der Grundlage eines 
kantonalen Landschaftskonzepts basieren, welches bisher 
nicht vorhanden ist.
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Der Staatsrat zieht dieses Thema zurück und behält sich 
die Möglichkeit vor, es zu einem späteren Zeitpunkt auf der 
Grundlage des kantonalen Landschaftskonzepts, das in Aus-
arbeitung ist, erneut zu unterbreiten.

8.21.	Fliessgewässer

Mehrere Vernehmlassungsadressaten bringen in den Berei-
chen der Festlegung und des Schutzes von Gewässerräumen 
Bedenken an.
Dieser Begriff wird im Bundesrecht definiert. Er ist auch in den 
kantonalen rechtlichen Grundlagen verankert. Im kantonalen 
Richtplan werden nur die Folgen des Gewässerraums auf die 
Raumplanung und die Modalitäten der Berücksichtigung in 
der Ortsplanung deutlich gemacht.

Mehrere Gemeinden sind der Ansicht, dass der Kanton 
Gewässerrevitalisierungsprojekte tragen sollte, da er sich 
dafür ausspricht.
Die finanziellen Fragen werden nicht im kantonalen Richt-
plan behandelt, sondern im kantonalen Gewässergesetz. Der 
Staatsrat unterstreicht, dass, obwohl die Gemeinden die Bau-
herrschaft über Gewässerrevitalisierungsprojekte innehaben, 
diese Projekte erhebliche finanzielle Unterstützung von Bund 
und Kanton erhalten.

In mehreren Stellungnahmen wird die Ansicht vertreten, 
dass in den Revitalisierungsprojekten verhindert werden 
müsste, dass Fruchtfolgeflächen in Anspruch genommen 
werden.
Dieses Thema wurde mehrmals auf Bundesebene diskutiert. 
Auf nationaler Ebene wurden Grundsätze formuliert, und der 
Kanton wird diese in den auf dem Kantonsgebiet verwirklich-
ten Projekten umsetzen.

8.22.	Materialabbau

Die Vertreter von Betreibern fordern, dass die Kriterien für 
die Betriebsstandorte gelockert werden. Die Anrainer der 
Betriebsstandorte sind der Ansicht, dass die kantonale Pla-
nung den Immissionen und den nachteiligen Auswirkungen 
für die Bevölkerung nicht genügend Rechnung trägt. Der 
Bund ist der Meinung, dass neue Ausbeutungen an den vor-
rangigen Standorten liegen müssen. Das sind die einzigen 
Standorte, die er genehmigen wird.
Nach der öffentlichen Vernehmlassung wurde eine Überprü-
fung des Stands der bewilligten Abbaustandorten, des Abbau-
volumens und des Bedarfs an Materialien vorgenommen. 
Diese Überprüfung ergab, dass der Bedarf des Kantons mit-
telfristig gedeckt ist. Ab 2019 wird eine Revision des Sachplans, 
die eine erneute Überprüfung der Methode zur Bestimmung 
der vorrangigen Standorte und des zu deckenden Bedarfs 
erlauben wird, eingeleitet. Der Richtplan wird nach dieser 
Revisionsarbeit angepasst.

8.23.	Projektblätter

Der Bund ist der Ansicht, dass der Kanton, um festzulegen, 
welche Projekte in den Richtplan aufgenommen werden 
müssen, eine beachtliche Arbeit geleistet hat. Der Bund hält 
zudem fest, dass einige, während der zweiten Vernehmlas-
sung (eingeschränkte Vernehmlassung) übermittelte Pro-
jektblätter anscheinend nicht mit den gleichen Kriterien ana-
lysiert wurden wie diejenigen der ersten Übermittlung und 
dass einige Projektblätter nicht unbedingt in den Richtplan 
gehören. Er weist darauf hin, dass auch für die Projektblät-
ter, die er genehmigen wird, die Verfahren für die Einzonung 
und Baubewilligung vorbehalten bleiben. Mehrere Gemein-
den oder Gemeindeverbände haben Gesuche um Eintragung 
von Projekten eingereicht, weil sie befürchteten, dass einige 
auf regionaler oder lokaler Ebene vorgesehene Projekte nicht 
ohne vorgängige Eintragung im Richtplan umgesetzt werden 
können.
Der Staatsrat ist sich bewusst, dass die vom eidgenössischen 
Gesetzgeber gewünschte Neuheit viele Fragen aufwirft und 
dass die Kantone und der Bund sich in den kommenden Jahren 
austauschen müssen. Sie müssen genauer bestimmen, wann 
und unter welchen Modalitäten ein Projekt im Richtplan ein-
getragen werden muss , damit die Verwaltung des kantonalen 
Richtplans sowohl für die kantonalen als auch für die eidge-
nössischen Behörden in den für die Umsetzung der Projekte 
zumutbaren Fristen möglich bleibt.

Für die Eintragung von Projektblättern im Richtplan wurden 
die folgenden nicht kumulativen Kriterien zur Annahme oder 
Ablehnung der Gesuche um Eintragung von Projekten defi-
niert:

>> Projekt, für das eine Einzonung oder eine Nutzungsände-
rung mit einer Fläche von mehr als 3 ha notwendig ist;

>> Projekt, für das die Planung von mehr als 1500 Park
feldern notwendig ist;

>> Projekt, für das eine interkantonale oder eidgenössische 
Koordination notwendig ist;

>> Projekt, das Teil einer Studie, eines Sachplans oder eines 
kantonalen bzw. nationalen Inventars ist;

>> Eintrag des Projekts gemäss Planungshilfe des Bundes für 
die kantonale Richtplanung zwingend.

Der Staatsrat ist der Ansicht, dass für Projekte, die unter den 
angegebenen Schwellenwerten sind, keine vorgängige Eintra-
gung im kantonalen Richtplan nötig ist, bevor die Arbeiten der 
Einzonung und der Baubewilligung gemäss den üblichen Ver-
fahren aufgenommen werden.

Rund hundert Privatpersonen, Vereine und die Gemeinden 
La Verrerie, Vaulruz und Sâles sprachen sich gegen Wind-
energie-Standorte bzw. gegen sämtliche gewählte Standorte, 
die festgestellten Sachzwänge und die Standorte auf ihrem 
Gemeindegebiet aus.
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Der Staatsrat ist der Ansicht, dass das vom Kanton ausge-
arbeitete Windenergiekonzept dem heutigen Wissensstand 
entspricht. Es trägt dazu bei, die Zielsetzung der kantonalen 
Energiestrategie im Bereich Windenergie zu erreichen.

Der Bund, der Kanton Bern, der Verband der Gemeinden des 
Seebezirks und die Umweltschutzorganisationen gaben zum 
Projekt des Zentrums für Gemüseproduktion und ‑verarbei-
tung in Galmiz Zweifeln Ausdruck.
Eine Anpassung des Projektblatts wurde während der einge-
schränkten Vernehmlassung vorgeschlagen. Die betroffenen 
Akteure werden sich austauschen, um die Modalitäten und die 
Entwicklung eines solchen Projekts zu bestimmen.

Für die individuellen Projektblätter brachte der Bund einige 
Anmerkungen vor und verlangte Zusatzinformationen für 
die Gesamtüberarbeitung des Richtplans. Die folgenden 
Erwägungen sind die wichtigsten:

Forderung nach Änderung der Kategorie eines Projekts, 
das vom Bund als weniger weit fortgeschritten beurteilt 
wird als vom Kanton und das daher beim jetzigen Stand 
nicht genehmigt werden kann

Umfahrungsstrasse Düdingen, Schiffenen-Murten, Winden-
ergie-Standort «Massif du Gibloux», Windenergie-Standort 
«Schwyberg», Windenergie-Standort «Autour de l’Esserta».

Forderung nach Zusatzinformationen für die eidgenössi-
sche Schlussprüfung

Entwicklung des Skigebiets Schwarzsee, Sanierung der ehe-
maligen Deponie La Pila, Zentrum für Gemüseproduktion 
und ‑verarbeitung im Seeland, Hochwasserschutz und Revi-
talisierung der Kleinen Glane, Revitalisierung der Biorde, 
Gewässerentwicklungskonzept (GEK Sense 21), Hochwas-
serschutz und Revitalisierung des Grossen Mooses, Entwick-
lung des Gebiets Jaun/Gastlosen, Logistikzentrum im Sektor 
La Guérite, Verbindung Marly–Matran.

Forderung nach Änderung der Kategorie eines Projekts 
und nach Zusatzinformationen für die Schlussprüfung

Erweiterung des Skigebiets, MTB-Strecken und Klettersteige 
von Moléson-sur-Gruyères.

Forderung nach Änderung der Kategorie eines Projekts 
und nach Zusatzinformationen für die Schlussprüfung 
sowie Zweifel an der rechtlichen Machbarkeit des Projekts, 
wie es präsentiert wird

Biomassenzentrum und Energiepark Galmiz, Skigebiet – 
Verbindung Rathvel, Moléson-sur-Gruyères, Entwicklung 
des Beherbergungsangebots und der Aktivitäten für alle 
Jahreszeiten in Vounetz, Sommerinfrastrukturen in La 
Berra und Verbesserung der Verbindung La Berra-Plan des 
Gouilles.

Forderung nach Überprüfung der Notwendigkeit einer 
Eintragung im Richtplan und nach Zusatzinformationen 
für die Schlussprüfung sowie Zweifel an der rechtlichen 
Machbarkeit des Projekts, wie es präsentiert wird

MAC Middes, Autobahnanschluss Friseneit, Erweiterung 
des Papiliorama, Aufwertung und Inwertsetzung des Mont-
Vully, Zentrum Schwarzsee.

Forderung nach Überprüfung der Notwendigkeit einer 
Eintragung im Richtplan

MTB-Farm Hapfere Plaffeien, touristische Entwicklung des 
Sektors Bad in Schwarzsee, Erweiterung Sportanlagen Gur-
mels, Ausbau der Deponie des Typs D von Châtillon in Haut-
erive.

Der Staatsrat hat alle Zusatzinformationen, die für die Geneh-
migung von möglichst vielen Projektblättern möglich waren, 
eingetragen. Er war damit einverstanden, den Stand der Koor-
dination der Projekte «Windenergie-Standort Schwyberg», 
«Erweiterung Sportanlagen Gurmels» und «MAC Middes» 
zu ändern. Aufgrund der Prüfung der Bundesbehörden hat 
die Regierung entschieden, dass die Projektblätter «Skigebiet-
Verbindung Rathvel, Moléson-sur-Gruyères» und «Autobahn-
anschluss Friseneit» zurückgezogen werden. 

8.24.	Übersichtskarte

Der Bund ist der Meinung, dass die Übersichtskarte für ein 
Dokument dieser Grössenordnung von hoher Qualität und 
gut lesbar ist. Sie enthält die notwendigen Informationen, 
um den Vorgaben des Bundes zu entsprechen. Mehrere Ver-
nehmlassungsadressaten sind der Ansicht, dass die Karte 
einen anderen Massstab haben müsste, damit sie besser les-
bar ist, und die grafischen Darstellungen verbessert werden 
müssten.
Der Staatsrat führt aus, dass der Massstab der Übersichtskarte 
(1:50  000) im Bundesrecht definiert wird und dass dadurch 
in einem Dokument, das eine kantonale Richtplanung blei-
ben soll und gegenüber Dritten nicht wirksam ist, nicht zu 
genaue Informationen dargestellt werden. Im Zusammenhang 
mit den grafischen Darstellungen wurden Abklärungen und 
Anpassungen vorgenommen.

9.	 Erhebliche Meinungsverschiedenheiten

Nach der öffentlichen Vernehmlassung hat die Raumpla-
nungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD) in Absprache 
mit dem Staatsrat aufgrund eines ersten Entwurfs des Ver-
nehmlassungsberichts nach Artikel 12 RPBR eine Liste der 
erheblichen Meinungsverschiedenheiten zwischen den kom-
munalen und kantonalen Behörden erstellt. Meinungsver-
schiedenheiten, die sich aus den gesetzlichen Grundlagen 
oder Sachplänen ergeben, wurden nicht als erhebliche Mei-
nungsverschiedenheiten aufgenommen.
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Die erheblichen Meinungsverschiedenheiten betrafen die fol-
genden Themen:

>> Verworfene Projektblätter
>> Planung von Windenergie-Standorten
>> Kategorie der touristischen Entwicklungsschwerpunkte
>> Typologie der Arbeitszonen
>> Kategorie Siedlungen (Siedlungsprioritäten)
>> Anpassungen des Siedlungsgebiets

Am 23. März 2018 wurden individuelle Briefe an 60 betrof-
fene Gemeinden verschickt. In diesen Dokumenten wurden 
die Meinungsverschiedenheiten und die von der kantonalen 
Instanz vorgeschlagene Antwort genannt. Die Gemeinderäte 
hatten 15 Tage Zeit, um eine allfällige Anhörung bei einer 
Delegation des Staatsrats zu verlangen.

Die Gemeinden, deren Stellungnahmen nicht erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten betrafen oder für die Anpas-
sungen vorgenommen werden, wurden am gleichen Tag 
darüber informiert, dass sie von der Behandlung ihrer Stel-
lungnahme bei der Veröffentlichung des Berichts Anfang Juli 
2018 würden Kenntnis nehmen können.

43 Gemeinderäte haben innerhalb der gesetzten Frist um eine 
Anhörung ersucht. Es fanden auch einige informelle Kontakte 
mit anderen Vereinen oder Gemeindeverbänden statt.

Nach den Anhörungen bei einer Delegation des Staatsrats, 
die zwischen Mitte April und Mitte Mai 2018 stattfanden, 
schienen die während der Sitzungen vorgebrachten Erklä-
rungen einige Missverständnisse aus dem Weg zu räumen.

Das Siedlungsgebiet, die gewählten Windenergie-Standorte 
und die kantonalen touristischen Entwicklungsschwer-
punkte waren dabei die wichtigsten Diskussionspunkte. 
Einige Feinabstimmungen wurden nach diesen Gesprächen 
vorgenommen; diese sind jedoch für die Ausrichtung des 
Dossiers, das in die öffentliche Vernehmlassung gegeben 
wird, nicht von besonderer Tragweite.

10.	 Die wichtigsten aufgrund 
der öffentlichen Vernehmlassung 
vorgenommenen Änderungen

Nach der öffentlichen Vernehmlassung wurden am Doku-
ment verschiedene Änderungen vorgenommen. An dieser 
Stelle wird nicht auf alle eingegangen, sondern es wird auf 
die wichtigsten Änderungen des Inhalts des Richtplans hin-
gewiesen.

Die folgenden Punkte des kantonalen Richtplans wurden 
geändert:

>> Zusatzinformationen zum strategischen Teil, um den 
Vorgaben des Bundes bestmöglich zu entsprechen;

>> Zusatzinformationen zu den Themen im Zusammen-
hang mit den Bauzonen, um den Vorgaben des Bundes 
bestmöglich zu entsprechen (Bemessungskriterien, 
Baupflicht, Arbeitszone);

>> Einführung eines Themas zu den Seeufern (Überlegun-
gen auf kantonaler Ebene);

>> Festlegung der Kriterien der Erschliessung durch den 
öffentlichen Verkehr und des Langsamverkehrs, deren 
Erfüllung nachgewiesen werden muss, damit eine Ver-
dichtung ohne quantitative Grenzen in Betracht gezogen 
werden kann;

>> Wahl einer regionalen Variante für die Bewirtschaftung 
der Arbeitszonen und Korrektur der Bedürfnisse des 
Sense- und des Vivisbachbezirks, weil gewisse Zahlen 
im Dossier für die öffentliche Vernehmlassung ver-
tauscht worden waren;

>> Hinzufügung von 13 Projektblättern und Korrektur des 
Inhalts eines Projektblatts (Zentrum für Gemüsepro-
duktion und ‑verarbeitung im Seeland);

>> Anpassung des Siedlungsgebiets aufgrund der seit der 
öffentlichen Vernehmlassung genehmigten lokalen 
Planungen, der Überprüfung der Berücksichtigung von 
Naturschutzzonen, Landschaften und Ortsbildern sowie 
der Treffen mit den Gemeinden;

>> Integration der Gemeinde Cheyres-Châbles in den 
Tourismusschwerpunkt von Estavayer;

>> Anpassung des Themas Windenergie, um den Vorgaben 
des Bundes bestmöglich zu entsprechen;

>> Änderung des Stands der Koordination und Zusatzinfor-
mationen zu einigen Projektblättern entsprechend den 
Gesuchen des Bundes.

Nach der öffentlichen Vernehmlassung wurden zahlreiche 
geringfügige Anpassungen vorgenommen.

11.	 Modalitäten für die Verwaltung 
des Richtplans

11.1.	Änderungen des kantonalen Richtplans

Das Bundesgesetz verlangt, dass der kantonale Richtplan alle 
zehn Jahre gesamthaft überprüft wird. Betroffene Gemein-
den haben die Möglichkeit, inhaltliche Änderungen zu bean-
tragen. Dabei wird zwischen drei Arten von Änderungen 
unterschieden: bedeutende Änderungen, geringfügige Ände-
rungen und Änderungen der Projektblätter.

Erhebliche Änderungen unterliegen demselben Verfahren 
wie der Richtplan selbst. Der modifizierte Inhalt wird für 
zwei Monate – drei Monate für die Gemeinden – in die öffent-
liche Vernehmlassung geschickt, bevor er vom Staatsrat ver-
abschiedet, dem Grossen Rat vorgelegt und vom Bundesrat 
genehmigt wird.
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Sollten neue Studien oder Sachpläne erhebliche Änderungen 
des Richtplans nach sich ziehen, werden diese Dokumente 
bei der Vernehmlassung den neuen Texten des Richtplans 
beigefügt.

Eine Änderung eines Themas gilt als bedeutend, wenn die 
Änderung den rechtsverbindlichen Teil des Richtplans oder 
die Kartenelemente betrifft. Es gibt jedoch eine Ausnahme: 
Änderungen, welche die Aufgaben der kantonalen Dienst-
stellen betreffen, gelten als geringfügig.

Bei geringfügigen Änderungen handelt es sich um Aktua-
lisierungen der im Text gelieferten Informationen. Ände-
rungen dieser Art werden ohne öffentliche Vernehmlassung 
vorgenommen. Der Staatsrat genehmigt sie und gibt seinen 
Entscheid den Bundes- und Gemeindebehörden bekannt.

Für die Projektblätter wurde in einer Anpassung des Aus-
führungsreglements des Raumplanungs- und Baugesetzes 
(RPBG) ein besonderes Verfahren vorgeschlagen. Das Echo 
der Stellungnahmen des Kantons und des Bundes auf diese 
Anpassung war durchwegs positiv. Es ist vorgesehen, die 
Dauer der öffentlichen Vernehmlassung im Falle von neuen 
Projektblättern oder Anpassungen auf einen Monat zu ver-
kürzen und nur neue Projektblätter dem Grossen Rat vorzu-
stellen. Ausserdem ist ein vereinfachtes Verfahren zur Aktu-
alisierung dieser bestimmten Art von Inhalt vorzusehen.

11.2.	 Raumplanungsbericht

Die Raumplanungsgesetzgebung auf eidgenössischer und 
kantonaler Ebene verpflichtet die zuständigen Behörden, am 
Ende einer Legislaturperiode dem Bund und dem Grossen 
Rat einen Bericht vorzulegen, der über den Stand und die 
Umsetzung der kantonalen Raumplanung informiert. In der 
Vergangenheit wurden in den Jahren 1997 und 2008 Berichte 
erstellt. Da der in Revision befindliche Richtplan als Bericht 
für das Jahr 2018 angesehen werden kann, folgt der nächste 
Bericht im Jahr 2023.

12.	 Kompass21 – Ergebnis der Beurteilung

Das Ergebnis der Beurteilung von Kompass21 ist sehr posi-
tiv. Die vollständigen Ergebnisse der Beurteilung stehen im 
Anhang dieses Berichts zur Verfügung.

Die Strategie, die Grundsätze und Massnahmen, die in die-
sem Plan festgelegt wurden, sind systematisch unter dem 
Gesichtspunkt Nachhaltigkeit ausgearbeitet worden. Der 
kantonale Richtplan hat einen erheblichen Einfluss auf die 
drei Pfeiler der nachhaltigen Entwicklung, aber insbeson-
dere auf die analysierten Bereiche «Mobilität und Raum», 
«Rahmenbedingungen für die Wirtschaft», «Lebensraum 
und öffentlicher Raum» und «Energie».

Ein Teil der festgelegten Kriterien zur Beurteilung der Nach-
haltigkeit sind schwierig einzuschätzen und haben eine indi-
rekte Auswirkung. Der Richtplan schafft einen Rahmen für 
die Raumplanung und gibt keine Garantie, dass die verwirk-
lichten Projekte alle der nachhaltigen Entwicklung dienlich 
sind. Vor allem in der Umsetzung des Plans auf regionaler 
und kommunaler Ebene werden die Auswirkungen auf 
die Wirtschaft, die Umwelt und die Gesellschaft wirklich 
messbar.

13.	 Das weitere Vorgehen

Sobald der kantonale Richtplan dem Grossen Rat zur Infor-
mation vorgelegt worden ist, wird er vom Staatsrat verab-
schiedet und anschliessend dem Bundesrat zur Genehmi-
gung unterbreitet. Der genehmigte Richtplan dürfte im 
letzten Quartal 2018 an die Gemeinden und die betroffenen 
Stellen verteilt werden.

Der Staatsrat ersucht den Grossen Rat, vom Richtplandossier 
Kenntnis zu nehmen.


